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„§9
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) entgegen den Bestimmungen des § 2 eine Vereinigung bildet, die Tätigkeit 
in einer solchen Vereinigung ausübt oder unterstützt

b) zur Erreichung der Registrierung unwahre Angaben macht
c) eine Änderung des Statuts oder eine personelle Veränderung im Vorstand 

nicht meldet oder dabei unwahre Angaben macht oder den Widerruf der 
Registrierung einer Vereinigung nicht beachtet

d) entgegen den Bestimmungen des § 5 einer internationalen Organisation 
oder einer Organisation, die außerhalb der Deutschen Demokratischen 
Republik ihren Sitz hat, als Mitglied angehört oder mit dieser zusammen­
arbeitet, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt 
werden.
(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus Vorteilsstreben oder 

ähnlichen, die gesellschaftlichen Interessen mißachtenden Beweggründen oder 
wiederholt innerhalb von zwei Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe ge­
ahndet worden, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1000 M ausgesprochen 
werden.

(3) Gegenstände, die zur Begehung einer Ordnungswidrigkeit benutzt 
wurden oder auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, können neben an­
deren Ordnungsstrafmaßnahmen oder selbständig eingezogen werden.

(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Vorsit­
zenden der Räte der Kreise und Bezirke, deren zuständigen Stellvertretern 
oder den Leitern der zuständigen zentralen staatlichen Organe.

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).“

94. § 22 der Fahrschulordnung (FQ) vom 12. Dezember 1967 (GBl. II 1968 S. 1) 
erhält folgende Fassung: „§ 22 1

(1) Wer vorsätzlich
a) als Leiter bzw. Inhaber einer Fahrschule nicht bis zu dem von der KTA 

festgelegten Termin festgestellte Mängel beseitigt
b) Personen auf theoretischem und praktischem Gebiet zum Führen von 

Kraftfahrzeugen ausbildet, ohne die dazu erforderliche Erlaubnis der 
Deutschen Volkspolizei zu besitzen

c) den Fahrlehrerschein nach der Zustellung der Entzugsverfügung bei der 
Deutschen Volkspolizei nicht abgibt

d) den festgelegten Ausbildungsplan nicht einhält oder mehr als 25 Fahr­
schüler gleichzeitig unterrichtet

e) unterläßt, über die Teilnahme der Fahrschüler an der Gesamtausbildung 
Nachweis zu führen


